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Simon Plüss wird in wenigen
Tagen eine der heikelsten Stel-
len in Bundesbern antreten.
Sollen Schweizer Panzer indirekt
in der Ukraine zum Einsatz
kommen oder eine russischeVil-
la am Genfersee blockiert wer-
den, muss Plüss darüber ent-
scheiden. Der Jurist übernimmt
per 1. September die Leitung
eines neuen Bereichs namens
«Exportkontrollen und Sankti-
onen» im Staatssekretariat für
Wirtschaft Seco.

Der eine Teil des Jobs betrifft
die Ausfuhr von Kriegsmaterial
und anderen sensiblen Gütern.
Wenn Exporteure aus der
Schweiz Gewehre, Flugabwehr-
kanonen oderMunition insAus-
land verkaufen wollen, muss
Plüss’ Team entscheiden: Was
darf raus und was nicht? Wenn
irgendwo in einem Kriegsgebiet
gepanzerte Fahrzeuge oder
Handgranaten aus der Schweiz
auftauchen,wird sofort die Frage
gestellt: Hat das Seco – also Plüss

– richtig gehandelt? In vielen
Fällen liegt dabei der letzte Ent-
scheid beim Bundesrat.

Mindestens so brisant ist der
zweite Teil des Jobs: Übernahme
und Durchsetzung von Sank-
tionen. Seit Ausbruch des Kriegs
steht die Schweiz bei diesem
Thema stark im Fokus.Der Bund
hat zwar die Sanktionen der EU
gegen russische Oligarchen und
Regierungsvertreter übernom-
men.Ausländische Regierungen
werfen Bern aber vor, bei der
Sperrungvon russischenGeldern
zu passiv und zu langsam zu
handeln.

Seco-Chefin Helene Budliger
Artieda bestätigt die Umbauten
aufAnfrage.Die Staatssekretärin
wehrt sich gegen die Kritik: Die
Schweiz habe immer gutmit an-
deren Staaten zusammengear-
beitet und über 7 Milliarden
Franken an russischen Geldern
gesperrt.

Dreimal so viele Personen
Gleichzeitig sagt sie aber auch:
«Das Sanktionsthema hat seit
Kriegsbeginn enorm an Bedeu-
tung gewonnen, wir wollen die-
sen politisch heiklen Bereich
stärken.» Früher habe das zu-
ständige Team aus acht Perso-
nen bestanden, «nun sindwir bei
rund dreimal so vielen». Ein Teil
der Stellen müsse allerdings
noch vom Parlament bewilligt
werden.

Neu soll es auch ein eigent-
liches «Rechercheteam» geben,
offiziell «Ermittlungen und
Durchsetzung», das Hinweisen
auf Sanktionsverstösse nachgeht.

SimonPlüsswird laut derStaats-
sekretärin künftig auch in der
Geschäftsleitung des Seco sitzen,
also mehr Einfluss bekommen.
Ein Interview mit Plüss sei zur-
zeit nicht möglich, ermüsse sich
einarbeiten, sagt ein Sprecher.

Bisherwaren Exportkontrolle
und Sanktionen in den Bereich
«Bilaterale Handelsbeziehun-
gen» integriert, geleitet von Er-
win Bollinger. Der Botschafter
verlässt nun diesen Posten und
wechselt nach Genf, wo er die
Interessen der Schweiz bei der
WTOvertretenwird. Die Leitung
der «bilateralen Handelsbezie-
hungen» ist noch vakant, die
Rekrutierung läuft.

Budliger sagt: «Für die Han-
delsbeziehungen müssen Sie
reisen, rund umden Globus prä-
sent sein. Es ist fast unmöglich,
gleichzeitig das anspruchsvolle
Sanktionsthema im Griff zu
haben.»Auch aus diesemGrund
sei ein Umbau im Seco angezeigt
gewesen.

Mit anderen Worten: Bollingers
Rolle war überladen.

Rund umdessenWechsel gibt
es allerdings Nebengeräusche.
Mehrere informierte Quellen sa-
gen, der Diplomat sei geradezu
«verheizt» worden.

Ohne Rückendeckung
In Erinnerung geblieben ist ins-
besondere eine berüchtigte Pres-
sekonferenz des Bundesrats bei
Kriegsbeginn am 24. Februar
2022, als die Schweiz noch nicht
entschiedenhatte,die Sanktionen
der EU gegen Russland zu über-
nehmen. Der damalige Bundes-
präsident Ignazio Cassis verliess
jenen Medientermin vorzeitig,
Wirtschaftsminister Guy Parme-
lin, der oberste Verantwortliche
für das Sanktionsdossier, war
nicht anwesend. Stattdessen
musste ErwinBollinger erklären,
welchenWeg die Schweiz einzu-
schlagen gedenke.OhneRücken-
deckung von oben und ohne die
Beschlüsse gefällt zu haben.

Kommt hinzu, dass zu jenem
Zeitpunkt im Seco die Rolle des
Teamleiters Sanktionen unter
Bollinger nicht ordentlich be-
setzt war. Der entsprechende
langjährige Kadermannwar ge-
mäss Recherchen aus gesund-
heitlichen Gründen ausgefallen.
Erst im April 2023 hat das Seco
eine neue Teamleiterin Sankti-
onen rekrutiert.

Helene Budliger Artieda war
damals noch nicht im Amt. Sie
übernahmden Job als Seco-Che-
fin von ihrerVorgängerinMarie-
Gabrielle Ineichen-Fleisch per
1.August 2022. Heute sagt sie zu
dieser Personalie nichts. Sie ver-
weist auf den Datenschutz.

Simon Plüss, der viele Jahre
in der Exportkontrolle gearbei-
tet hatte, war darum zwischen-
zeitlich ad interim für die
Sanktionen verantwortlich. Nun
übernimmt er den Job auch noch
offiziell.

Mario Stäuble

Die Schweiz erhält einen neuen «Mister Sanktionen»
Jagd auf Russengelder Seit Beginn des Kriegs in der Ukraine steht Bern in der Kritik, zu passiv zu sein. Nun stärkt das Seco seine Teams.

Larissa Rhyn

Wer in den letzten vier Jahren
volljährigwurde,bekommt indie-
sen Tagen ziemlich sicher Post
von den Jungsozialisten (Juso).
Und zwar nicht einfach einen
Flyer, der im Briefkasten liegt.
Sondern einen persönlich adres-
siertenBrief.Darin heisst es: «Die
Wahlen 2023 sind speziell, denn
du darfst zum erstenMal auf na-
tionalerEbene anWahlen teilneh-
men!» Kombiniert mit einerAuf-
forderung, die Juso zuwählen.

Juso-PräsidentNicola Siegrist
sagt: «Wir haben erstmals die
Adressen von Jungwählerinnen
und Jungwählern in 18 Kantonen
erfragt – also fast überall,wowir
bei den eidgenössischenWahlen
imHerbst antreten.» DerKanton
Freiburg sei der einzige gewesen,
der die Herausgabe grundsätz-
lichverweigert habe.Erhalten hat
die Jungpartei rund 100’000 Na-
men, Vornamen und Adressen.
Letztere sind imWahlkampf pu-
res Gold,wie die Parteien immer
wieder betonen.

DasAusmass dieserAktion ist
neu. Zwar haben einzelne Kan-
tonalparteien in früherenWahl-
kämpfen schonAdressen bei Ge-
meinden erfragt. National koor-
diniertwurde das aber nicht,wie
alle grossen Parteien aufAnfrage
bestätigen.

Einzig bei der FDP heisst es,
sie habe ihre Kantonalparteien
dieses Jahr dazu aufgefordert,
Adressen bei den Gemeinden
anzufordern, um Stimmberech-
tigtemit personalisierter Post di-
rekt anzuschreiben. Ein schweiz-
weiter Versand sei vor denWah-
len aber nicht geplant – weil die
Kosten und derAufwand zu hoch
seien.

Jeder Kanton hat
seine eigenen Regeln
Kritisch bezüglich dieser Strate-
gie zeigen sich die Grünliberalen.
Sie schreiben: «Zum Schutz der
Privatsphäre haben wir bisher
auf den Besitz von spezifischen
Wohnadressen von potenziellen

Wählenden verzichtet.» Bezüg-
lich Datenschutz stellt sich die
Frage, ob Gemeinden die Daten
ihrer Einwohnerinnen und Ein-
wohner überhaupt an Parteien
herausgeben dürfen – und unter
welchen Bedingungen.

Jeder Kanton hat dafür seine
eigenen Regeln, meist entschei-
den sogardieGemeinden einzeln.
Laut Siegrist waren einige Ge-
meinden skeptisch, beispielswei-
se inGraubünden.Auch in Zürich
habe etwa jede vierte angefragte
Gemeinde die Herausgabe der
Daten verweigert.

Die Datenschutzbeauftragte
des Kantons Zürich sagt dazu:
«Die Gemeinden müssen sich
überlegen, ob sie riskieren kön-
nen, künftig vor den Wahlen je-
der Partei bestimmte Adressen
herauszugeben.»Wenn eine Par-
tei einenDatensatz erhalte,müss-
ten künftig alle anderen gleich-
behandelt werden.

Viele Kantone, darunter Bern
und Basel-Stadt, haben die Auf-
lage, die Adressen nicht kom-
merziell zu nutzen.

Die Juso mussten jeweils klar
angeben, wofür sie die Adressen
nutzenwollen.«Wirmusstenuns
verpflichten, sie nur füreinen ein-
zelnen Versand zu verwenden»,
sagt Siegrist. «Das werden wir
selbstverständlich auch einhal-
ten, sonst würden wir uns im
Übrigen auch strafbarmachen.»

Konkurrenz
für die Jungen Grünen
Was sagen die anderen Jungpar-
teien zurStrategie?Die Junge SVP
schreibt bis anhinkeine Jungwäh-
ler direkt an. Ihr Präsident David
Trachsel sagt, das erscheine ihm
heikel: «Aber falls das wirklich
datenschutzkonform ist, finde ich
die Strategie interessant.»

Zählen die nationalenWahlen
2019 als Gradmesser, dann dürf-
ten den Juso vor allem die Jun-
genGrünenKonkurrenzmachen.
Die Grünen hatten bei den 18- bis
25-Jährigen 21 Prozent Wähler-
anteil undwaren damit in dieser
Altersgruppe klar die stärkste

Partei. Jungwähler hatten einen
entscheidenden Anteil an der
grünenWelle.

Wollen die Juso ihrer linken
PartnerindiesenErfolg jetzt strei-
tigmachen? Siegrist sagt: «Unser
Ziel ist es, dass wir nicht nur
bezüglich der Parteiaktivität die
stärkste Jungpartei sind, sondern
dass sich dies auch imWahlresul-
tat niederschlägt.» Die Juso wol-
len also den höchstenWähleran-
teil bei den Jungen erreichen.

Magdalena Erni, Co-Präsiden-
tin der JungenGrünen, sagt dazu:
«Ich glaube nicht, dass ausge-
rechnet dieser Massenversand
der Juso für uns zum Problem
wird.» Briefe zu verschicken,
schade zwar nicht, und auch die
Jungen Grünen würden dies in
einzelnen Kantonen planen.
National koordiniert oder finan-
ziertwird das laut Erni allerdings
nicht: «Persönliche Kontakte
sind ohnehin viel wichtiger.»

Siegrist hofft auf
neueMitglieder
Für den Massenversand per
B-Post und das Material geben
die Juso laut Siegrist knapp einen
Franken pro Brief aus. Einen
Gesamtbetrag nennt er nicht.
Insgesamt hat der Versand an
die 100’000 Neuwählenden die
Juso aber wohl annähernd
100’000 Franken gekostet. Bis
die Adressen zusammenkamen,
dauerte es rund zwei Monate.

MatthiasMüller, Präsident der
Jungfreisinnigen, sagt: «Der
Streuverlust einer solchen Akti-
on ist sicher enorm.» Seine Par-
tei setze daher auf den direkten
Kontakt. «Dann können sich Leu-
te für unseren Newsletter regis-
trieren, undwirmüssen sie nicht
willkürlich anschreiben.»

«Ob sich dieAktion lohnt,wer-
den wir sehen», sagt Siegrist. Es
sei einExperiment.Ererhofft sich
nicht nur Stimmen für die Wah-
len, sondern auch neue Mitglie-
der. Die Parteibeitritte in den
nächstenWochen könnten einen
Hinweis darauf geben,wie erfolg-
reich die Aktion gewesen sei.

Juso sichern sich 100’000Namen und Adressen
Wahlkampfaktion per Post Die Jungpartei ruft Neuwählerinnen und Neuwähler per Brief an die Urne.
Die Daten haben ihr Gemeinden aus der ganzen Schweiz herausgegeben. Dürfen sie das?

Simon Plüss und Helene Budliger
Artieda. Fotos: Keystone, Raphael Moser
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Alexandra Aregger

Es ist Juli 2021, als Stefanie Gel-
dof einen ungewöhnlichenAnruf
erhält. In der Leitung: dieVerant-
wortlichen derSchule in Grindel-
wald. «Eine der beiden Schul-
leiterinnen erzählte mir, dass
eine 50-Prozent-Stelle für eine
3./4. Klasse frei sei – und keine
einzige Bewerbung reinkam.»

Geldofwohnt seit einigen Jah-
ren in Grindelwald. Die beiden
kennen sich. Doch mit der dar-
auffolgenden Frage hat Geldof
im Leben nicht gerechnet: «Sie
fragte mich, ob ich Interesse
habe, Lehrerin zu werden.»

In der Not klappert die Schul-
leitung mögliche Kandidatinnen
und Kandidaten ab. Geldof hat
nochnie unterrichtet. Sie hat sich
das auch nie wirklich überlegt.

Nach der Matura schloss sie
eineKV-Lehre abundmachte den
Fachausweis als Direktionsassis-
tentin. Und arbeitete bis 2017 in
dieser Funktion beim Eidgenös-
sischenDepartement fürauswär-
tigeAngelegenheiten (EDA).Dann
wurde ihr das Pendeln zu viel –
und ihr ersterSohnkamzurWelt.
Dann ihr zweiter. Dann kam der
Anruf von der Schulleiterin.

«Zuerst war ich überfordert.
Doch ich hattemir sowieso über-
legt,wieder ins Berufsleben ein-
zusteigen. Die Vorstellung, Leh-
rerin zu werden, hat mich dann
plötzlich gepackt», so Geldof.
Drei Tage später sagt sie zu. Und
beginnt am Tag darauf mit den
Vorbereitungen – vier Wochen
vor Schulbeginn.

«Ich hatte damals keine
Ahnung, wasmich erwartet»
Heute sitzt Geldofmit der Schul-
leiterin in jenem Schulhaus, in
dem sie vor zwei Jahren ins kalte
Wasser geworfen wurde. Die
34-Jährige ist hochschwanger
und erwartet bald ihrdrittes Kind.
Und ist als Lehrerin soeben in ihr
drittes Schuljahr gestartet.

«Ich hatte damals keine Ah-
nung, was mich erwartet», sagt
die 34-Jährige und lacht. Wenn
Geldof zurückdenkt, staunt sie
manchmal selber, dass sie sich
das zugetraut hat. «Ohne die an-
deren Lehrpersonen wäre das
unmöglich gewesen. Sie haben
mich wohlwollend aufgenom-
men und eingearbeitet.»

Geldof gehört zu jenen Hun-
derten Lehrpersonen, die auf-
grund des akuten Personalman-
gels ohne Ausbildung dafür ein-
gestellt werden. Jene, die dem
Dachverband Lehrerinnen und
LehrerSchweiz Bauchschmerzen
bereiten. Weil sie unqualifiziert
seien. Und schnell wieder aus
dem Beruf aussteigen würden.
DasgefährdedieBildungsqualität.

«Wir müssen unqualifizierte
Lehrer verpflichten, eine Ausbil-
dung zumachen», sagte Dagmar
Rösler, die Verbandspräsidentin
und damit oberste Lehrerin der
Schweiz, jüngst zu dieser Redak-
tion.Tatsächlich holen nurweni-
ge Quereinsteigerinnen ein Stu-
dium an einer pädagogischen
Hochschule nach. In Zürich, wo
letztes Schuljahr rund 500Perso-
nen ohneDiplomunterrichteten,
für die ein spezielles Aufnahme-
verfahren lanciertwurde, starten
19 im Herbst die Ausbildung.

Dennwie dasBeispiel vonGel-
dof exemplarisch zeigt, braucht

es dafürdas richtigeTiming, eine
kompromissbereite Schule, ein
helfendes Umfeld – und viel
Durchhaltewillen.

Geldof begann ein halbes Jahr
nach ihrem Schuldebüt ein Teil-
zeitstudium an der Pädagogi-
schen Hochschule (PH) Bern.
«FürmichwarvonAnfang anklar,
dass ich die Ausbildung zur Pri-
marlehrerin machen werde. Ich
brauchedieseWerkzeugeunddas
Hintergrundwissen, um mich
kompetent genug zu fühlen, vor
einer Klasse zu stehen.»

Geldof ist Teil einer Studie-
rendengruppe, die sich regel-
mässig mit der Institutsleitung

über Probleme des Teilzeitstu-
dierens austauscht. Besonders
für jene, die Kinder betreuen. Sie
weiss, wo der Schuh drückt.

Die schmerzhafteste Druck-
stelle: die Planung. Sie gleicht
einer Runde «Tetris». Zwarwird
an derPHBern angepriesen, Stu-
dierende könnten sich den Stun-
denplan selber zusammenstel-
len.An anderen PHs ist dasmeist
nicht möglich.

Nur: «Der Run auf die Modu-
le ist gross. Häufig kommt man
nicht in alle rein – und der Plan
geht nicht auf», sagt Geldof. Zu-
dem wechselt der Stundenplan
halbjährlich.Die Kita-Plätze hin-

gegen werden meist einmal im
Jahr vergeben.

Auch Co-Schulleiterin Maja
Fankhauser muss das «Tetris»
beherrschen: «Bis die Stunden-
pläne der PHs stehen, solltenwir
unsere eigenen erstellt haben.»
Die Elternverlangten diesemög-
lichst früh. Durch die studieren-
denLehrpersonenundunbesetzte
Stellen müssen die Schulen im-
mer kurzfristiger planen.

Ist der Stunden- und Arbeits-
plan mal erstellt, ist die Woche
vonGeldof ziemlich durchgetak-
tet. Das letzte halbe Jahr sah fol-
gendermassen aus:
—Montag: Morgens Unterrich-
ten an der Primarschule in Grin-
delwald, nachmittags Betreuung
der eigenen Kinder
— Dienstag:MorgensUnterrich-
ten an der Primarschule in Grin-
delwald, nachmittags Betreuung
der eigenen Kinder
—Mittwoch: Betreuung der ei-
genenKinder, unregelmässigUn-
terricht an der PH Bern
— Donnerstag: 8 bis 18 Uhr fast
durchgehendVorlesungen an der
PH in Bern
— Freitag: MorgensVorlesungen
an der PH in Bern, nachmittags
Betreuung der eigenen Kinder

Fragt sich:Wann bereitet Geldof
den Unterricht vor? Und wann
erledigt sie Studienarbeiten oder
büffelt für eine Prüfung?

«Ich nutze beispielsweise die
Zugfahrten immervoll aus», sagt
Geldof.«Muss ichnachBern,habe
ich pro Weg zwei Stunden Zeit,
um mich vorzubereiten oder zu
lernen. Oder spätabends, wenn
die Kinder schlafen.»

Den eigenen Unterricht plant
Geldof am Wochenende. «Ich
nehmemir jeweils ein paarStun-
den heraus, in denen sich mein
Mann um die Kinder kümmert.»
So oder so verlangt ihr Alltag
viel Flexibilität derAngehörigen.
Mann,Grosseltern,Nachbarnund
Freunde – sie alle können ein-
springen, wenn mal kurzfristig
jemand zu den Kindern schauen
muss.«Ohne ein solchesAuffang-
netz wäre es nicht machbar.»

Hochschulen reagieren
auf Quereinsteiger
AuchdieHochschulen sind gefor-
dert: «Einmal konnte ich nicht an
eine Vorlesung,weil ich nieman-
den gefunden habe, dermorgens
mein älteres Kind in den Kinder-
garten bringt», sagt Geldof. Sie
habe die Dozentin gefragt, ob sie
online teilnehmendürfe –was in
diesem Fall in Ordnungwar.

Anruf nach Bern. Daniel Stei-
ner ist an der PH Leiter des Insti-
tuts Primarstufe. Wöchentlich
schreiben ihmStudentinnenund
StudentenMailsmit Sonderwün-
schen,damit sie Job,Studiumund
allenfalls Kinder unter einenHut
bringen.Undmindestens einmal
pro Semesterhört er sichvonGel-
dof und anderen Teilzeitstudie-
renden an,wo der Schuh drückt.

«Ein PH-Studium ist wegen
der Praktika sicherlich an-
spruchsvoller zu organisieren als
einUni-Studium.Und dawir im-
mermehr Quereinsteiger haben,
ist dieserDiskurs enormwichtig.»

Dieser habe schon Wirkung
gezeigt, sagt Steiner. «SeitAnfang
Jahr behandeln wir Studierende,
die Kinder betreuen, gleich wie
Spitzensportlerinnen und Spit-

zensportler: Sie können sich bei
unsmelden,undwirvereinbaren
bei Bedarf, dass sieweniger häu-
fig anwesend sein müssen.»

Unbezahlte Praktika und
bis 20 Prozent weniger Lohn
Die Quereinsteigenden im Stu-
dium sind Sonderfälle. Auch für
die Schulen. Sie fehlen in ihren
Klassen während der Vorlesun-
gen – und während Praktika.

DieHochschulen gebenvor, in
welchen Kalenderwochen die
Studierenden tage- bis wochen-
lang Vollzeit an einer Schule Er-
fahrungen sammeln müssen.
«Fürmich heisst das jeweils, dass
ich für die Schule eine Stellver-
tretung unddie Kinderbetreuung
organisierenmuss», sagt Geldof.
Sie muss dann unbezahlten Ur-
laub nehmen. Obwohl sie den
Unterricht für die Ersatzperson
grösstenteils vorbereitet.

Was wäre also die Lösung?
«Individuellere Möglichkeiten»,
sagt Geldof. ZumBeispiel längere
Praktika, dafür in Teilzeit. Oder
finanzielle Unterstützung. «Wir
haben mit der Institutsleitung
schon diskutiert, dass bei Prak-
tika beispielsweise derWeg oder
die auswärtige Verpflegung wie
Spesen bezahlt würden.»

Quereinsteigermüssen finan-
ziell ohnehin zurückstecken.
Neben dem Studium liegt ein
Arbeitspensum über 30 Prozent
kaum drin. Die PH Luzern
schreibt gar einMaximalpensum
von 20 Prozent vor. Und ohne
Diplomverdienen Lehrpersonen
in der ersten Studiumshälfte bis
zu 20 Prozent weniger als ihre
ausgebildeten Kolleginnen und
Kollegen.

Während die Hochschulen
und Kantone also versuchen, die
dringend benötigten Querein-
steiger bei Laune und die Bil-
dungsqualität hoch zu halten,
müssen sich Schulleitungen ans
Jonglieren gewöhnen. Fankhau-
ser sagt: «DieArbeit, die ich jetzt
mache, ist eine Investition in die
Zukunft.Weil ich weiss, dass je-
mandwie Stefanie Geldof – hof-
fentlich – im Beruf bleibt.»

Geldofwird nun ein Semester
an der PH aussetzen. Nach der
Geburt ihres dritten Kindes will
sie das Studium aber rasch fort-
setzen: «Schliesslichwill ich den
Kindern das Bestmögliche bie-
ten, sie haben das verdient.»

Sie holt das Studium trotz Job nach
Debatte um Quereinsteiger Stefanie Geldof ist eine von Hunderten, die wegen des Lehrkräftemangels in die Bresche springen.
Und eine der wenigen, die sich dafür an einer pädagogischen Hochschule ausbilden lassen. Warum das nicht mehr tun.

«Wir behandeln
Studierende,
die Kinder
betreuen, wie
Spitzensportler.»
Daniel Steiner
Pädagogische Hochschule Bern

Stefanie Geldof ist Quereinsteigerin und studiert an der PH Bern. Foto: Franziska Rothenbühler

Über 1500 Lehrpersonen ohne
Diplom in Bern und Zürich

Eine Übersicht darüber, wie viele
Personen ohne Diplom unterrich-
ten, hat der Dachverband Lehre-
rinnen und Lehrer Schweiz nicht.
Auch viele Kantone haben
keine genauen Zahlen. In Zürich
hat eine erste Auswertung gezeigt,
dass rund 620 Lehrpersonen (von
bislang insgesamt 18’200 gemel-
deten) keine abgeschlossene
Ausbildung haben. Das sind etwas
mehr als 3 Prozent. Sie dürfen
nur für ein Jahr eingestellt werden,
danach müssen sie eine Ausbil-
dung starten. Im Kanton Bern
haben von den insgesamt
19’600 Lehrpersonen rund
1000 respektive 5 Prozent kein
anrechenbares Diplom. Weitere
1500 sind in der ersten Hälfte
des Studiums und unterrichten
nebenbei bereits. (aa)


